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Anttsgericl^rt M15nclrengladbach

verkündet am 15.1 0.2013

Wagner, J ustizhau Ptsekretäri n

als Ürkundsbeamtin der Geschäfts-

stelle

Landgericht Mönchengladbach

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

ln dem Rechtsstreit

cler Firrna llt Autovermietung + Leasing GmbH, vertreten durch die Geschäfts-

-führer [ll
Klägerin und Berufungsklägerin,

P r<lzes sb,e'vo | | rn ä c l'rti gte r: Rechtsanwalt

elrsicherung AG,

gegen

vertreten durch den Vorstand,

Beklagte und Berufungsbekliagte,

Rechtsanwalt"il

hat dier 5. iZivill<amrrner des Landgerichts MÖnchengladbach

airf dier mündliche'y'erhandlung vom 1 0.09'201 3

durch derrr Vizr:präisidenten des Landgerichts Dr. Thole, die Richterin am Landgericht

zum l3ruch und den Richter am Landgericht Dr. Perwitz

für Rechl erkannt:

Auf die Berufung der Klägerin wird das am 12.03.2013 verkündete Urleil

des, Anrtsgerichts Mönchengladbach teilweise abgeändert und unter Zlu-

rüchweirsung der weitergehenden Berufung wie folgt neu gefasst:

P r cze,s;sbr:vol hn äc;htigte :



z

Die lleklergte wird verurteilt, an die Klägerin 99,92 EUR, nebst Zinsen irt

l-{öhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem

2!.1.0'7 .2C111, zu zahlen.

lm Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die l(osten des Rechtsstreits trägt die Klägerin.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Gründe:

I

Die Klrägerin nimmlt dle Beklagte aus abgetretenem Recht auf Ersatz restlicher Miet-

wal3enkos;tr;n nach einem Verkehrsunfall vom 29.10.2010 zwischen dem Pkw der

Ze<Jentin, Cer GmbH, und einem bei der Beklagten haftpflicht-

l,ersicherten Kfz in ,Anspruch, Die vollständige Haftung der Beklagten dem Grunde

nar:h steht: außer Sitreit. Streit besteht lediglich über die Höhe der von der Beklagten

zu zah lenrlen ltilieturagenkosten.

Bei derm berim lUnfilll beschädigten Fahrzeug der Zedentin handelte es sich um einen

W/ Il5. Arrgenrietelt wurde ein Lieferwagen des Typs Renault Master. Die Anmietung

erfolgtie arrr 02. 11.2:010. Die Mietdauer betrug zehn Tage. Die Klägerin berechnete

der Ze,Cerrlin einen Betrag (einschließlich diverser Nebenkosten) von 1.775,99 EtJR

lrrurtto bzw. 1 .492.,43 EUR netto. Die Zedentin ist vorsteuerabzugsberechtigt' Die Be-

klagte zafrlte 481,00 EUR.

Die vgn dr--r Kliägerin mit der Klageschrift vorgelegte Kopie der Abtretungserklärung

'rom CllZ, 1'lr.2010 is;t nicht unterschrieben.

lDig Kliigerin hrat nrit ihrer Klage die Differenz zwischen dem Netto-Rechnungsbelrag

ilnd deim lSezahltenr Betrag, zrrzüglich eines Aufschlags von 20 %, d' h. insgesamt

'ru€,itere 1.011,43 [:UR, geltend gemacht. Daneben hat sie Freistellung von außerge-

richt,lir;herr Rechtsianwaltskosten begehrt. Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, rlie

.zu ers;etzenden erforderlichen Mietwagenkosten seien auf der Grundlage der

.Schvr;ackel-Lis;te" z:u schätzen, wobei aufgrund unfallbedingten Mehraufwands ein

Ar"rfschlag von 20 9/o gerechtfertigt sei.

Dir: Be,kl-rqte frat \/ergleichsangebote aus dem Internet vorgelegt, aus welchen sich

erl;eb,e, clerss tJie von der Klägerin geltend gemachten Kosten deutlich über das []r-

forderrliche hinaus gingen. Sie hat die Ansicht vertreten, durch ihren Vortrag sei clie

,,Sichwacl,e-Liste"ills Schätzgrundlage erschüttert. Die erforderlichen Mietwagenlios-

ten seien vielnnehr nach der ,,Fraunhofer-Liste" zu schätzen'



Dars Amtsl:,(-äricl'rt hat den Geschäftsführer der Zedentin, den Zeugen (J, da'zu

vernornme,h, ob diesem kein günstigerer Tarif zugänglich gewesen sei. Zudem hat es

ein Sac;hverständigengutachten zur Höhe der ortsüblichen Mietwagenkosten zum

Anrniet,zeit,punllt eingeholt. Sodann hat das Amtsgericht die Klage in vollem Umfang

abgewiesr,:n. Es hat ausgeführt, es sei bereits keine Abtretungsvereinbarung ge-

schlos,s;en worclen. Der Zeuge 

- 

habe bei der (eventuellen) Unterzeichnung

cter Abtretrungserklärung keinen ausreichenden Rechtsfolgewillen gehabt. Jedenfalls

sei eine ellvaige Einigung über eine Abtretung nach $ 134 BGB wegen Verstoßes;

ge{len dar,i RDr3 unwirksam. Schließlich hat das Amtsgericht ausgeführt, auch bei

ber;tehenck:r Aktivlegitimation rJer Klägerin stünde dieser lediglich noch ein weiterer

Anspruch irn Höhe von 99,92 EUR zu.

Dig Klärgerin greift rnit der Berufung das Urteil in vollem Umfang an. Sie trägt im We-

senlichen vor, die Abtretung sei unterschrieben worden und wirksam. Das Amtsgle-

richt hiaber ;zu Llnrecht die ,,schwacke-Liste" nicht zur Schadensschätzung herange-

Zoll€)nr. Zuclem sei ein Aufschlag für unfallbedingte Mehraufwendungen zuzuspre-

rlh13il.

Dig Kliigerrin hiat inn Verhandlungstermin vor der Kammer vom 10.09'201 3 eine sei-

rlens cler,il,.dentin (nicht aber seitens der Klägerin selbst) unterschrieben Fassung

,Cer Albtretungs;erklärung vom CIz.11.201 0 vorgelegt.

ll

Die zuläs,sige Berr.rfung ist nur zu einem geringen Teil begründet. Die Klägerin httt

gegen dir.r Bek:lagte einen Anspruch auf Zahlung weiterer 99,92 EUR aus S 7 St\/G'

S 115i W'O, S 1 PfIVG i.V.m. $ 398 BGB'

1

Die K.lägr:rr.in ist aktivlegitimiert. Die Zedentin hat ihren Schadensersatzanspruch auf

Ersatz, de,r Mieltwagenkosten gegen die Beklagte wirksam an die Klägerin abgetreten

a)

Die K.lägr:lnin hrat im Berufungsverfahren eine seitens der Zedentin unterschriebene

Fassung 4es ,Abtretungsformulars vom 02.11.2010 vorgelegt. Dass die darauf befind-

lic,he tJnt,3rschrift l,om Geschäftsführer der Zedentin stammt, wird von der Beklagten

nicht bestritten urrrj im Übrigen bestätigt durch die Übereinstimmung mit der Untrer-

schrifl auf dern Mietvertrag vom selben Tag' Der Zeuge f nat im Übrigen in

seinerr erstinstanzlichen Vernehmung bestätigt, eine Abtretung an die Klägerin un-

terzeir:hnet zu haben.

Dass;, wir: die Beklagte rügt, das Abtretungsformular nicht von der Klägerin unter-

zeichnet lvurcle, hindert eine wirksame Abtretung nicht. Die Abtretung braucht nicht



:

schriftlir;h ;.u erFolgen. Bereits in der Vorlage des Abtretungsformulars durch die Klä-

gerin a11 dier Zedentin bzw. deren Geschäftsführer lag ein Angebot auf Abschluss r:i-

ner Ab,tretungsrrereinbarung gemäß S 145 BGB. Dieses Angebot hat die Zedentin

d u rch LJ ntr:trschrift ih res Geschäftsfüh rers auf dem Abtretungsformu lar a ngenom m en.

Selbst darn, wenn man nicht bereits in der Vorlage des Formulars an den Ge-

scl'räftrsführrrer drof Zedentin ein Angebot der Klägerin sähe, ergäbe sich nichts and'e-

res. In rdiesem Fall läge jedenfalls in der Unterschrift des Geschäftsführers der Ze'

cientin r:in l\ngebot gemäß S 145 BGB. Dieses hätte die Klägerin durch

Zurve6ügungstellen des Mietwagens zumindest konkludent angenommen. Ein Zu-

gang der t\nnahmeerklärung wäre gemäß S 151 S. 1 BGB nicht erforderlich gewe-

sen.

b)

Die Eirrigurrg riber clie Abtretung ist entgegen der Auffassung des Amtsgerichts nicht

wegen feirlenden Rechtsbindungswillens unwirksam. Nach dem maßgeblichen ob-

jektivern Enrpfängerhorizont (SS 157, 133 BGB) war die Unterschrift des Geschäfts-

füfrrers der Zedentin so zu verstehen, dass er die in der Urkunde verkörpefte Abtre-

turrgserklilirung abgeben wollte. Die fehlende Kenntnis von Teilen des lnhalts könnte

alp:nf6lls zu einern Anfechtungsgrund führen (wobei auch dies bei bewusster Un-

kenntnis nicht der Frall ist, vgl. PalandtlEtlenberger, $ 119 Rn. 9 m.w.N.).

,:)

Dir: Abtrel:ung ist nirch der mittlerweile gefestigten Rechtsprechung des Bundesge-

richtslhofs; r(vgl. BGlt NJW 2012, 1005, NJW 2013, 62 und zuleht NJW 2013, 1870 =

Dl\R jZO13, 37rB), cJer sich die Kammer anschließt, auch nicht wegen Verstoßes ge-

gen das FRDG unwirksam.

2

Dje Kermrner schätzt die Höhe der nach S 249 Abs. 2 S. 1 BGB erforderlichen Mi'et-

wagenrkosten im Rahmen des ihr nach $ 287 ZPO eingeräumten Ermessens auf der

Grunrllage des vonn Amtsgericht eingeholten Sachverständigengutachtens auf den

zuerkernnk:n EietrerlS zuzüglich der bereits erfolgten Zahlung.

a)

Der Siirchl,ersl.ändige hat, nach Ermittlung der Mietpreise zahlreicher örtlicher Auto-

verrnieter, plar.rsiberl und sorgfältig begründet, dass ein Netto-Betrag von 743,87 EUR

ortsülbliclr sei, lm l-tinblick auf die Würdigung des Gutachtens schließt sich die Kam-

mer c1:n :zutreffenclen Ausführungen des Amtsgerichts an. Die Tatsache, dass der

Sachver:;tändige nur die Preise zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens ennit-

teln konntrt, hindert die Heranziehung des Gutachtens nicht, da sowohl aus den

Ausfülhrungen des Sachverständigen als auch aus den Ausgaben der,,Schwack'e-

Lrste" vorr 2010 bis; 2012 folgt, dass das Preisniveau seit dem Anmietungszeitpunkt



5

im Norrember 2i010 weitgehend konstant geblieben ist. (Der Anstieg der Tarife nach

der ,,schwacke-Liste" 2O11gegenÜber der Ausgabe von 2010 liegt darin begründet,

dar;s s;eit llllll 1 Kosten einer Vollkaskoversicherung in den angegebenen Tarifen

enthalten sind.)

b)

Dier Kamnrer weist ausdrücklich darauf hin, dass die Schätzung auf der Grundlagt;

deri Siachrrr:rstiindig;engutachtens im vorliegenden Fall keine Abkehr von der ständi-

gerr Rechl:sprechung der Kammer bedeutet, wonach die erforderlichen Mietwagen-

kor;ten grr.rrrdsiitzlic,h auf der Grundlage der,,schwacke-Liste", unter Berücksichti-

gung reiners Abschlags von 17 %, zu schätzen sind'

Der vprliegende Fall stellt bereits deswegen einen Sonderfall dar, weil es sich bei

dem bescfrädigten \ /V T5 um ein eher ungewöhnliches und wenig gängiges Fahr-

zeug thanrielt. ,Aus,Cem Ergebnis des Sachverständigengutachtens können schon

,Ceswegerr keine Rrjckschlüsse auf die Höhe der erforderlichen Mietwagenkosten in

Be,zu(J auf andere, im Vermietgeschäft gängigere Fahrzeugtypen, und die Geeignet-

heit der,,l!ichwacker-Liste" als Schätzgrundlage in solchen Fällen, gezogen werden'

Auch werrn diel Karnmer daher allein aufgrund des von der,,schwacke-Liste" (auch

unter Bericksichtigung eines Abschlags von 17 %) abweichenden Ergebnisses des

Sarchrrers,t:indigengutachtens keine Veranlassung sieht, in anderen Verfahren selbst

Sach'rerstiändigengutachten einzuholen, so folgt dennoch aus dem vom Amtsgericht

eingeholtren und plausibel und sorgfältig begründeten Sachverständigengutachen,

dass jederrfalls im vorliegenden Fall nur die sich aus dem Gutachten ergebenden

Beträge r:rttsübliclt und damit erforderlich waren'

c)

Ei; ist au4>[ ni<;ht <Javon auszugehen, dass die Zedentin zur Anmietung gerade dres

beri der K.liigerin angemieteten Fahrzeugs deswegen gezwungen gewesen wäre, weil

sie aLlf e,ine Anhärrgerkupplung angewiesen, und ein anderes Fahrzeug mit Anhii-

ng;erkup;:,lung nichrt erhältlich gewesen wäre. Denn wie das Amtsgericht zutreffend

ausgeführt hat, hat die Klägerin bereits nicht konkret vorgetragen, warum die Ze'Cen-

tin auf eirre Anhärrgerkupplung angewiesen gewesen sein sollte. Auch eine Verrreh-

mung ders Zeugen f zu diesem Thema war daher nicht geboten' Das Amts-

gericht rnrarr auch nricht verpflichtet, insofern einen Hinweis zu erteilen, da es sich bei

den lVlehrl<osten l'i.ir die Anhängerkupplung lediglich um einen geringen Teil der

Hauprtfor,Jerung hrandelt (vgl. ZöllerlGreger, S 139 Rn' 8),

Das,Amlrsgericht l^rat zudem den Vortrag und Beweisantritt im Schriftsatz vom

1 1 .03,2Cr12 zt.r Recht als verspätet zurückgewiesen. Das Vorbringen bleibt daher

ausgesclrloss,en, {i 531 Abs. 1 ZPO.
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[]irre l-linwerispl'licht des Amtsgerichts bestand auch nicht deswegen, weil die Klägerin

rnil, der Nolwendigkeit der Anhängerkupplung zu begründen versuchte, dass die 21e-

derrtin gererde iauf das angemietet Fahrzeug angewiesen gewesen wäre. Die Klägerin

ha1:dies enstmals mit Schriftsatz vom 04.02.2013 vorgetragen. Dieser Vortrag war

verspiitet und im Übrigen unsubstantiiert, da die Klägerin zu keinem Zeitpunkt etvuas

da;zu vorgetraglen hat, dass sich die Zedentin, bzw. deren Geschäfts1'ührer, in irgernd-

einer Fornt gerade um ein Fahrzeug mit Anhängerkupplung bemUht hätte. Da infol-

gerjessen 1'ür das Amtsgericht nicht ersichtlich war, dass eine etwaige Erforderlichkeit

einer,Anhiängerkupplung nicht nur für die hierfür berechneten Mehrkosten, sondeirn

f'ür dier Anrrrietung des Fahrzeugs bei der Klägerin insgesamt relevant gewesen wäre,

berstand ke ine Hinweispflicht.

d)

ZutreffenrJ hat das,Amtsgericht weiterhin einen Anspruch auf Erstattung von Neben-

ko:sten für 'Winterreifen verneint. Dass diese vereinbart worden wären, kann ange-

sichts rJer entgegenstehenden Angabe im Mietvertrag nicht festgeste;llt werden.

\y'Vr:nn keirre entsprechende Vereinbarung vorlag, war die Zedentin insofern nicht zu

eirrer Zahlung verpflichtet und hat keinen Schaden erlitten, so dass etuch der Klägerin

raus albgelretenem Recht insofern kein Schadensersatzanspruch zusteht.

,l)

'/Vr:iterhin ist, cla keine klasserrtiefere Anmietung vorliegt, entsprechernd den Ausfüh-

rungen dr:ls Anntsgerichts ein Abzug für ersparte Eigenaufwendungern von 10 o/o vot-

zunehmerr. Darss <tie Klägerin, wie sie mit der Berufung geltend macht, im Rahmen

ihl"er Klagler einen solchen Abzug bereits berücksichtigt hat, ändert nichts daran, class

"von den rrach dem Ergebnis des Sachverständigengutachtens edorderlichen Kos;ten

eirr Abzu$l für r:rsprilrte Eigenaufwendungen vorzunehmen ist.

e)

Scrhlielßlictr ist ein l\ufschlag von 20 % nicht gerechtfertigt.

Nach <jer 1Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs obliegt es im Rahmen der Frage

eines Aullschlergs auf den Normaltarif dem Geschädigten - bzw. im Falle der Abtre-

tung rJer klagenden Autovermietung -, dazu vorzutragen, inwiefern ihm unter Be-

rü,:ksir:htigtung seiner individuellen Erkenntnis- und Einflussmöglichkleiten sowie der

gerac1e füir ihn bestehenden Schwierigkeiten unter zumutbaren Anstnengungen auf

dem irr sginer Lager zeitlich und örtlich relevanten Markt - zumindest auf Nachfrage -
kein rves,:rntlich günstigerer (Normal-) Tarif zugänglich war (BGH NJW 201 1, 194'7

m.w.lrl.; Bi(3H NJW 2008, 1519).

Hierzu hat die Klägerin lediglich vorgetragen, die Zedentin habe keine Kaution leisten

mrissen. Dass; sie dazu nicht in der Lage gewesen wäre, hat die Klägerin nicht vor-

gertragen
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Diers ist ni,;ht ausreichend. Selbst dann, wenn man die Frage der Vorfinanzierung

rJurch derr Geschäcligten unter dem Gesichtspunkt der Schadensminderung und

nicht <Jem rler ischaLdenshÖhe betrachtet (so etwa BGH NJW 2013,1870 = DAR

2013, 376), trifft denr Geschädigten - und damit im Falle der Abtreturrg die Autoverr-

mir:tung -. zumindest eine sekundäre Darlegungslast im Hinblick auf die wirtschaltli-

ch,en'Verfriiltnisse des Geschädigten (vgl. BGH NJW 2007, 1676). Z',var hat der

Bundgsgerrichtshof dies in anderen Entscheidungen (vgl. zuletzt BGI-l NJW 2013,

1870 = DAR 2r013, 378, m,w.N,) insofern relativiert, als der Geschädigte nicht von

sich aus ;z:u seinen wirtschaftlichen Verhältnissen vortragen müsse. (Sleichzeitig hat

er aber brtl<räfl:igt, ciass je nach dem Vortrag des Prozessgegners eilte sekundäre

Derrlelgung,slast des Geschädigten bzw. der Autovermietung bestehen kann. Da die

Berklagte hier Einwände gegen einen Aufschlag von 20 % erhoben hat, u. a. mit der

Bergrüindu19, €rs sei nicht ersichtlich, dass die Anmietung zum Normirltarif nicht unter

zumutbaren B,edingungen möglich gewesen wäre, bestand jedenfalls eine sekundäre

Darlegungslast der Klägerin. Dieser ist sie nicht nachgekommen.

Im übrigc,n hat, wie vom Amtsgericht zutreffend ausgeführt, die Verrlehmung des

Zerugen lll[gerade ergeben, dass er zu einer Vorfinanzierung durchaus in der

Lerge gewesen wäre. Auf die wie ausgeführt gegebene sekundäre Darlegungslas;t

kcmnrt es daher bereits nicht an. Ebenso wenig kommt es auf den vieiteren Vortrag

derr Klägt,f in irn Hlnblick auf die besonderen Risiken einer Vermieturlg im Unfaller-

sartzgesclräft gegenüber der Vermietung an Selbstzahler an.

0

Aufgruncl r1esrien elrgibt sich, wie vom Amtsgericht bereits zutreffencl ausgeführt, ein

in,sge,san'tt von der Beklagten zu erstattender Betrag von 580,92 EUR' Abzüglich des

gerzalhlterrr Betrags von 481,00 EUR ergibt sich die zugesprochene fiumme von 99,92

EIJR

4

Arlflerrgerichtliche Rechtsanwaltskosten waren nicht zuzusprechen, da, wie das

Amts'geric,ht zutreffend ausgeführt hat, bereits kein außergerichtliches Tätigwerden

des Klägerveftreters vorgetragen oder sonst ersichtlich ist.

Schließlir:h warel lediglich Rechtshängigkeitszinsen gemäß SS 291, 2BB BGB ztrzu-

s;lrechen, da die Klägerin zu den Voraussetzungen eines bereits friiher eingetrete-

nr:n \y'er;rLrgs rnichts vorgetragen hat.

ill

Die prozessuialenr Nebenentscheidungen folgen aus $$ 91 Abs. 2 Nr. 1, 97 Abs. 1

TrlB lNr. 'l) ZPO.
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Für die Zurlgssung der Revision besteht kein Anlass. Die Entscheidurrgsgründe be-

treffen <jie l\usiibung des tatrichterlichen Ermessens im Rahmen von $ 287 ZPO,

worjurch kleriner der Zulassungsgründe im Sinne von $ 543 Abs. 2 ZF'O nicht erfüllt

wirC.

Streitwertclesl3erufungsverfahrens: 1.011,43Euro'

Dr. Tlnoler zum Bruch Dr. Perwitz

,\u:;gefe rtig;t

(Hoster)

Ju stizbescl"räftigttl

als Urllund:;bearrlter der Geschäftsstelle
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